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Betreff:

Städtepartnerschaft Türkei

Antrag:

Die Stadtpräsidentin wird aufgefordert, Kontakte mit einer Stadt in der Türkei, vorrangig mit 

Samsun, aufzunehmen mit dem Ziel, die Realisierung einer Partnerschaft vorzubereiten.

Kriterien sollten dabei insbesondere eine zu Kiel annähernd vergleichbare Struktur (Universi-

täts- und Hafenstadt) und Größe sein. 

Dem Hauptausschuss ist über den Stand der Sondierungen und den Möglichkeiten einer 

Partnerschaft und deren Ausgestaltung mindestens halbjährlich zu berichten.

Zur Begleitung des Aufbaus der Partnerschaft ist ein Arbeitskreis einzurichten, der sich aus 

Vertreterinnen und Vertretern von Migranten-Organisationen sowie weiteren interessierten 

Organisationen unter Einbeziehung des Forums für Migrantinnen und Migranten für die Mit-

arbeit im Rahmen der Partnerschaft einzusetzen.

Soweit für transnationale Projekte insbesondere europäische Fördermittel angeworben wer-

den können, die dem Aufbau und der Ausgestaltung einer der angestrebten Städtepartner-

schaften dienlich sind, soll sich die Landeshauptstadt Kiel darum bemühen bzw. Antrag-

stellerinnen und Antragsteller in ihrem Bemühen unterstützen. 

Im Rahmen der Sondierungen der neuen Partnerschaft ist darauf zu achten, dass die Um-

setzung aller Städtepartnerschaften mittelfristig im Rahmen der bisherigen städtischen Res-

sourcen (Personal- und Sachkosten) realisiert werden kann. 

Begründung:

Die Landeshauptstadt Kiel lebt Weltoffenheit und Toleranz auch durch ihre derzeit acht Städ-

tepartnerschaften in Europa. Diese bestehenden Partnerschaften sollen weiter mit Leben 

gefüllt werden. Dazu gehört insbesondere die Heranführung von jungen Menschen an einen 
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intensiven Austausch und die Weiterentwicklung im Rahmen veränderter Kommunikations-

und Begegnungsformen.

Weltoffenheit und Toleranz müssen aber über den klassischen europäischen Rahmen hin-

aus gelebt werden und deshalb soll die Landeshauptstadt Kiel zukünftig auch Partnerschaf-

ten in andere Regionen anstreben. 

Mit dem Antrag auf eine Partnerschaft mit einer Stadt in der Türkei wollen wir die europäi-

sche Weiterentwicklung auf kommunaler Ebene begleiten.

Wir können damit die bestehende Brücke ausbauen, die uns durch die vielen heute in Kiel 

beheimateten Menschen mit türkischen Lebens- und Familienhintergrund zur Verfügung 

steht. Mit dem Aufbau einer Städtepartnerschaft mit einer Stadt in der Türkei können wir die-

sen Menschen auch zeigen, dass wir ein Interesse an ihnen und ihren Wurzeln haben sowie 

ein Interesse an einem langfristig friedlichen Austausch mit ihrer türkischen Heimat.

Wir freuen uns, dass die Stadt Samsun sich auf der Grundlage eines Ratsbeschlusses an 

die Landeshauptstadt Kiel gewandt hat, um gemeinsam eine Städtepartnerschaft aufzubau-

en und drücken dies in der Vorrangigkeit für das weitere Verfahren aus. Eine Partnerschaft 

mit der Samsun könnte auf der Grundlage von objektiven gemeinsamen Interessen der bei-

den Städte in Europa geprägt werden. Die Gemeinsamkeiten wie Hafen- und Hochschul-

standort bieten eine gute Grundlage und ließen sich sicherlich um Stadtentwicklung, kultur-, 

sozial-, energie- und umweltpolitische Aspekte sowie das Thema Tourismus ergänzen.

Für die Umsetzung eines solchen Vorhabens ist die Einbeziehung und Unterstützung von 

zivilgesellschaftlichem Engagement und Unternehmertum unerlässlich. Mit den Kieler 

Migrantenorganisationen mit türkischem Hintergrund ist hierfür grundsätzlich eine gute Aus-

gangsbasis gegeben. Viele der hier lebenden Migranten kommen zudem konkret aus dem 

Schwarzmeerraum.

Die Europäische Union bietet immer wieder Förderprogramme an, mit denen transnationale 

Projekte unterstützt werden. Der Zugang hierzu ist häufig davon abhängig, dass staatliche 

Stellen diese unterstützen. Unterstützung ist dabei weit zu begreifen. Sie kann von der inhalt-

lichen Unterstützung der Interessensbekundung bis zur konkreten Projektumsetzung bzw. –

verantwortung reichen. Zum Ausbau und zur Ausgestaltung der angestrebten Partnerschaf-

ten sollen die finanziellen Möglichkeiten von Förderprogrammen z.B. der europäischen Ebe-

ne genutzt werden. 
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